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Karlsruhe. Massoud K. (Name geän-
dert) ist für Anrufer aus Europa uner-
reichbar. In Todesangst vor den Taliban
versteckt sich der 38-Jährige irgendwo in
Afghanistan. Um die neuen Machthaber
nicht auf sich aufmerksam zu machen,
pendelt er von Stadt zu Stadt und bleibt
nie lange an einem Ort. Seine drei Kinder
gehen nicht zur Schule. Der Familien-
vater, der bis 2013 für die Bundeswehr als
Übersetzer gearbeitet hatte und der den
westlichen Medien gerne Auskunft über
die Lage in seinem Heimatland gab, lässt
über eine deutsche Bekannte ausrichten,
dass er jetzt unsichtbar sein müsse. Denn
das Risiko sei viel zu hoch.

Viola Gassenschmidt hat Massoud K.
per WhatsApp aus Karlsruhe kontak-
tiert, weil ihr sein Schicksal am Herzen
liegt. Seines und das von anderen afgha-
nischen Ortskräften, die heute um ihr
Leben fürchten. Gassenschmidt, 27, hat
im Herbst 2020 eine Masterarbeit an der
Pädagogischen Hochschule (PH) Karls-
ruhe über die Helfer geschrieben, die in
den vergangenen Jahren für deutsche
Behörden und Organisationen gearbeitet
haben. Die doppelte Frage in dem Titel
ihrer Arbeit – „Von den Taliban bedroht,
von Deutschland beschützt?“ – beant-
wortet sie mit einem Ja und Nein.

„Der Übersetzer K., der von der Bun-
deswehr ein Ehrenkreuz für seine Diens-
te hätte kriegen sollen, hat kein Visum
für Deutschland erhalten – obwohl seine
Gefährdung in Afghanistan anerkannt
worden war“, sagt Gassenschmidt im
Gespräch mit dieser Redaktion. „Er hat
nie erfahren, warum. Er konnte nichts
dagegen unternehmen. Weil es in seiner

Umgebung als verwerflich gilt, für west-
liche Truppen zu arbeiten, hat K. heute
keinen Job und ist verzweifelt.“

Die junge Karlsruherin, die seit dem
Studium Freiwilligendienste im Ausland
organisiert, ist empört darüber, wie
Massoud K. und dessen Landsleute von
Deutschland behandelt wurden. In ihrer
Masterarbeit an der PH hat Gassen-
schmidt nach eigener Darstellung nach-
gewiesen, dass die Bundesregierung ihre
Fürsorgepflicht gegenüber den afghani-
schen Ortskräften vernachlässigt hat.
Angesichts der aktuellen Afghanistan-
Krise findet sie es jetzt wichtig, diese
Erkenntnisse öffentlich zu machen.

Während eines Praktikums bei der Ca-
ritas vor zwei Jahren hatte Gassen-
schmidt frühere afghanische Helfer
kennengelernt. Sie fand es spannend,
„dass für diese Menschen eine Regelung
außerhalb des üblichen Asylverfahrens
geschaffen wurde, nach der sie bereits in
ihrem Heimatland ein Aufenthaltsrecht
für Deutschland beantragen können“.
Später sprach sie auch mit erfolglosen
Antragstellern in Afghanistan und
recherchierte in den auf Anfragen der
Grünen veröffentlichten offiziellen Sta-
tistiken zum Aufnahmeverfahren nach.

Gassenschmidt ist wütend über die
Erklärungen des Bundesaußenministe-

riums und des Verteidigungsministeri-
ums, dass man nicht alle Helfer aus Ka-
bul habe retten können, weil die Taliban
überraschend die Macht übernommen
hätten. „Die Bundesregierung hätte die
Möglichkeit gehabt, Ortskräfte aufzu-
nehmen, das tat sie aber nicht“, wider-
spricht sie. „Die Menschen warteten über
Jahre hinweg auf Antworten, ihre An-
träge wurden jedoch nicht bearbeitet
oder ohne Begründung abgelehnt.“

Sie nennt Zahlen: Das afghanische
Ortskräfteverfahren sei 2013 ins Leben
gerufen worden. Bis Ende Januar 2016
hätten 787 Personen die Aufnahmezu-
sage erhalten. Allerdings seien in den
Jahren danach kaum noch Anträge be-
willigt worden. 2017 habe es drei Zu-
sagen gegeben, 2018 gar keine, später
waren es ein paar Dutzend. „Gleichzeitig
waren 2.000 Anträge in Bearbeitung“, er-
zählt Gassenschmidt. „Sie scheint je-
doch nicht aktiv vorangetrieben worden
zu sein, da zwischen 2016 und 2018 nur 69
Antragssteller eine Antwort erhielten.“

Sie kritisiert die hohen Hürden für
afghanische Ortskräfte auf dem Weg in
die Sicherheit. Erstens sei es in der Ver-
gangenheit schwierig gewesen, gegen-
über dem deutschen Arbeitgeber eine
Gefährdung konkret nachzuweisen.
Zweitens hätten viele Helfer ihre
Visumsanträge nicht persönlich stellen
können: In der durch einen Anschlag
beschädigten deutschen Botschaft in
Kabul ging das seit 2017 nicht. Der Weg
in die deutschen diplomatischen Ver-
tretungen in Islamabad oder Neu-Delhi
war für viele Afghanen zu weit, gefähr-
lich oder unerschwinglich. 

Drittens galt das Ortskräfteverfahren
lange Zeit nur für Afghanen, deren
Dienst für die Deutschen nicht länger als

zwei Jahre zurücklag. Schließlich er-
innert Gassenschmidt an die Regelung,
wonach manche Helfer früher nicht
direkt bei der Bundeswehr angestellt
wurden, sondern bei afghanischen Sub-
unternehmern. Für solche Ortskräfte
fühlt sich die Bundesregierung bis heute
nicht zuständig.

„Man hätte viele dieser Menschen ret-
ten können“, ist die Karlsruherin über-
zeugt. „Sie haben den Friedensprozess
vorangetrieben, obwohl sie wussten, dass
die Taliban das nicht wollten. Doch der
deutsche Staat ist seiner Fürsorgepflicht
nicht nachgekommen und hat sie zu-
rückgelassen. Man hat die Hände in den
Schoss gelegt und naiv geglaubt, dass die
Situation in Afghanistan sich normali-
sieren würde.“

Viola Gassenschmidt sieht einen Zu-
sammenhang mit der Flüchtlingskrise
2015: Weil das Migrationsthema seitdem
„mit Angst besetzt“ sei, habe die Politik
womöglich die afghanischen Verfahren
bewusst in die Länge gezogen. Sie kriti-
siert neben den Bürokratie-Hindernis-
sen die mangelnde Transparenz der
Visumsvergabe nach geheim gehaltenen
Kriterien. Schließlich bemängelt sie,
dass die Ortskräfte in Deutschland oft
keine Zukunftsperspektive aufbauen
könnten, weil ihre Aufenthaltstitel be-
fristet seien.

Die PH-Absolventin hat nach eigenen
Angaben Geld für Charterflüge gespen-
det und hofft darauf, dass die vom Tod
bedrohten Menschen ausreisen können.
Ihren früheren Gesprächspartnern in
Afghanistan schreibt Gassenschmidt
nicht mehr. „Ich fühle mich hilflos und
traurig, dass ihnen nicht geholfen wurde.
Ich weiß nicht, was ich ihnen sagen soll“,
gesteht sie.

Nicht für alle hat es gereicht: Trotz der Bundeswehr-Evakuierungsaktion auf dem Flughafen Kabul blieben viele gefährdete Ortskräfte in Afghanistan. Die Karlsruher PH-Absolventin Viola
Gassenschmidt kritisiert die hohen Hürden, vor denen diese standen. Foto: Stfw Schueller/dpa/Bundeswehr
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Oslo. Erna Solberg ist in gewisser Weise
so etwas wie eine norwegische Angela
Merkel: Die konservative Ministerpräsi-
dentin gilt als fachlich präzise, nüchterne
Politikerin, in TV-Duellen setzt sie auf de-
taillierte Erklärungen statt auf populisti-
sche Töne. Solberg und Merkel werden von
vielen Wählern wegen ihrer Besonnenheit
geschätzt, beide regieren ihre Länder seit
Jahren – und für beide könnte nun Schluss
sein mit der Regierungszeit. Während die
Kanzlerin nach 16 Jahren an der Macht in
Berlin nach der Bundestagswahl aus eige-
nen Stücken abtritt, könnte 800 Kilometer
weiter nördlich in Oslo die Ära Solberg
durch einen Wahlerfolg der Mitte-links-
Parteien nach acht Jahren ein Ende finden.

Denn das siegesgewisse Lächeln und
das Victory-Zeichen, mit dem Solberg auf
einem Flyer ihrer konservativen Partei
Høyre dargestellt wird, können nicht
über die Meinungsumfragen hinwegtäu-
schen: Obwohl die Solberg-Regierung ihr
Land vergleichsweise gut durch die Coro-
na-Krise gebracht und auch sonst kaum
Fehler gemacht hat, spricht vor der Par-
lamentswahl am Montag alles für einen
Regierungswechsel. Nach zwei Amts-
zeiten unter der Konservativen halten es
Experten für sehr wahrscheinlich, dass

Norwegen ebenso wie heute schon dessen
nordische Partner Dänemark, Schweden
und Finnland bald wieder federführend
von den Sozialdemokraten regiert wird.

„Die Chancen für einen Regierungs-
wechsel sind sehr hoch“, sagt der Wahl-
forscher Bernt Aardal. Damit sich daran
noch etwas ändert, müsse es schon ein
Erdbeben unter den Wählern geben, wie es
Norwegen noch nie erlebt habe, meint der

in einem Länder-Ranking der Wirt-
schaftsnachrichtenagentur Bloomberg
für das erfolgreiche Krisenmanagement
in der Corona-Pandemie auf Platz eins
gelandet. Die Regierung hatte im Früh-
jahr 2020 als eine der ersten strikte Maß-
nahmen erlassen und die Grenzen dicht-
gemacht. Solberg hatte das Vorgehen
Aufwind in den Meinungsumfragen ver-
schafft – allerdings nicht ausreichend,
um bis zur Wahl zu überdauern.

Stattdessen deutet seit Monaten alles
darauf hin, dass der Chef der sozial-
demokratischen Arbeiterpartei, Jonas
Gahr Støre, nächster Regierungschef
wird. Seine Partei ist in den Umfragen
die klar stärkste Mitte-links-Kraft.
„Wenn diese Seite eine Mehrheit be-
kommt, ist es im Grunde die einzige Mög-
lichkeit, dass die Arbeiterpartei den Pos-
ten des Ministerpräsidenten erhält“, sagt
der Wahlforscher Johannes Bergh. In den
Umfragen habe es jüngst zwar viel Bewe-
gung gegeben, nicht aber von links nach
rechts. Es dürfte somit eine stabile Mehr-
heit für ein Mitte-links-Bündnis geben –
die Frage ist nur, wie dieses Bündnis nach
der Wahl konkret aussehen wird.

Der 61 Jahre alte ehemalige Außenminis-
ter Støre ist bei der vergangenen Nor-
wegen-Wahl 2017 noch knapp an Solberg
gescheitert, obwohl seine Partei stärkste
Kraft geworden war. Solberg konnte da-

mals jedoch auf die stärkeren Koalitions-
partner setzen. Dass dies nun anders sein
dürfte, hat teils auch mit dem wichtigsten
Wahlkampfthema zu tun: der Klima- und
Umweltschutz. Vorübergehend sah es in
den Umfragen so aus, als könnten Støres
Sozialdemokraten und Solbergs Konser-
vative starke Konkurrenz durch die Zen-
trumspartei erhalten. Die einst als Bauern-
partei firmierende Partei sieht sich selbst
als Kämpferin für die Belange der Land-
bevölkerung und profitierte vom alten
Stadt-Land-Konflikt im Flächenland Nor-
wegen. Dann aber kam im August der neue
Bericht des Weltklimarates IPCC heraus –
und das Klima-Thema überdeckte alles.

Die Zentrumspartei konnte daraufhin
nicht mehr länger mit der Kritik an einer
wahrgenommenen Zentralisierung in Oslo
punkten. Stattdessen erhielten kleinere
Parteien mit klarem Klima- und Umwelt-
fokus Zulauf, darunter die Sozialistische
Linkspartei, die sozialliberale Venstre, die
Grünen und die linke Partei Rot. Während
diese vier Parteien um grüne Stimmen
kämpften, stehe Støres Arbeiterpartei vor
dem Dilemma, nicht als grün genug be-
trachtet zu werden, sagt Aardal. Er und
seine Kollegen vermuten, dass diese Par-
teien für ihre Unterstützung ordentliche
Zugeständnisse von Støre einfordern wer-
den – auch wenn sich viele mögliche Ko-
alitionspartner untereinander uneins sind.

Experte vom Institut für Gesellschafts-
forschung in Oslo. Es liege in der Natur
des demokratischen Systems, dass sich die
Bevölkerung in Norwegen nach einigen
Jahren einen Wechsel wünsche und sich
die amtierende Regierung etwas abge-
nutzt habe – ungeachtet der Tatsache, dass
es eigentlich ziemlich gut läuft im Land.

Die wohlhabende Öl-Nation mit ihren
rund 5,4 Millionen Einwohnern ist jüngst

Wahlwerbung per Flyer: Die konservative Ministerpräsidentin Erna Solberg steckt vor der
Parlamentswahl am Montag im Umfragetief. Foto: Steffen Trumpf/dpa

Von unserem Mitarbeiter
Steffen Trumpf

Norwegen vor Regierungswechsel
Experten zufolge dürfte das skandinavische Land bald wieder von einem Sozialdemokraten regiert werden

Doha/Kabul (AFP). Erstmals nach dem
endgültigen Abzug der internationalen
Truppen aus Afghanistan sollen Ausländer
aus Kabul ausgeflogen werden. Der Flug
bringe rund 200 Ausländer, darunter auch
US-Bürger und 15 deutsche Staatsangehö-
rige, nach Doha, erfuhr die Nachrichten-
agentur AFP am Donnerstag von einer mit
dem Vorgang vertrauten Quelle in der ka-
tarischen Hauptstadt. „Es gibt US-Bürger
in der Gruppe, die aus Kabul nach Doha
aufbrechen“, hieß es. Der katarische Sen-
der Al-Dschasira zeigte Frauen und Kin-
der, die auf dem Kabuler Flughafen darauf
warteten, ausgeflogen zu werden. „Wir
sind den Katarern sehr dankbar“, sagte ein
Mann, bei dem es sich dem Bericht zufolge
um einen kanadischen Passagier handelte.

Flug soll 200 Ausländer von
Kabul außer Landes bringen
Katar ist in der Afghanistan-Krise ein

wichtiger Akteur. In dem Golf-Staat fan-
den 2020 die Verhandlungen zwischen den
radikalislamischen Taliban und der US-
Regierung über einen Truppenabzug aus
Afghanistan statt. Später wurden in Ka-
tar zudem die Verhandlungen zwischen
der Miliz und der damaligen afghanischen
Regierung geführt. Katar steht den USA
nahe, unterhält aber auch enge Beziehun-
gen mit dem Iran. Anfang der Woche hatte
US-Außenminister Antony Blinken in
Doha Gespräche zu Afghanistan geführt.

Die nach der Machtübernahme der
radikalislamischen Taliban gestarteten
Evakuierungsflüge aus Kabul waren En-
de August eingestellt worden. Am Montag
reisten nach Angaben eines US-Regie-
rungsvertreters vier US-Bürger auf dem
Landweg aus Afghanistan aus. Die EU hat
die ungehinderte Ausreise ihrer Staats-
bürger zu einer der Voraussetzungen für
eine Zusammenarbeit mit den Taliban
und weitere Hilfen für das Land gemacht.

Über die internationale Luftbrücke wa-
ren binnen weniger Wochen etwa 123.000
Menschen aus Afghanistan ausgeflogen
worden. Aber nicht alle ausreisewillige
Ausländer schafften es rechtzeitig außer
Landes. Zurückgelassen wurden auch
zahlreiche Dolmetscher und andere af-
ghanische Ortskräfte der ausländischen
Truppen. Viele von ihnen fürchten nun
Rache-Aktionen der Taliban.

Hilfe
aus Katar

Moskau (dpa). Unter dem wachsenden
Druck westlicher Sanktionen hat der bela-
russische Machthaber Alexander Luka-
schenko erneut in Moskau bei Präsident
Wladimir Putin Rückendeckung gesucht.
Lukaschenko kündigte am Donnerstag ei-
nen „Durchbruch“ an. Dabei geht es um die
Verwirklichung eines seit langem geplan-
ten Unionsstaats mit Russland. Es gebe ins-
gesamt 28 Programme, die ausgearbeitet
seien, sagte 67-Jährige. Lukaschenko hatte
zuletzt unter dem Druck der Sanktionen
der EU bei Gesprächen mit Putin immer
wieder Zugeständnisse gemacht.Nach den
Worten Lukaschenkos könne das Gesamt-
paket für den Staatenbund Ende Oktober
auf höchster Ebene verabschiedet werden.

Lukaschenko kündigt
„Durchbruch“ an

Badische Neueste Nachrichten


